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Kanton,
Stadt undRegion

Kein Masterstudium auf Kassenkosten
Er ist staatenlos undarbeitslos: ZurVerbesserung seinerBeruschancenverlangte er vorVerwaltungsgericht 21’450Franken ür einZweitstudium.

UrsMathys

Dieser Mann hat klare Vorstel
lungenzuseinerberufichenZu
kunt: Er will an der Uni St.Gal
lenwährenddreibis vierSemes
tern den Kurs «Master in
Strategy and International Ma
nagement» (SIM) absolvieren.
John (Name erunden) ist über
zeugt, dass er dann bessere
Chancenhat, einenguten Jobbei
international tätigen Firmen zu
nden.EinSalärvonmindestens
7000 bis 10’000 Franken mo
natlich soll’s dann schon sein.
Auch eine Stelle im akademi
schen Sektor wäre ihm ange
nehm.

John ist keineswegs au den
Kop geallen: Im Jahr 2014war
er als staatenloser Flüchtling in
die Schweiz eingereist undmitt
lerweile verügt er über dieAu
enthaltsbewilligung B. In der
Schweiz erwarber 2019denAb
schluss«Master oEconomics».
Während des dreijährigen Stu
diumswar JohnalsBusinessDe

velopmentOcerundBusiness
Consultant Trainee tätig gewe
sen und anschliessend absol
vierte er bis Dezember 2023
ün verschiedene Praktika.

Arbeitslosenkasse
soll zahlen
DieserMann hat aber auch kla
re Vorstellungen, wer ihm die
Kurskostenvon21’450Franken
ür das SIM-Masterstudiumbe
zahlen soll: dieArbeitslosenver
sicherung.Denn seitEnde2023
ist John arbeitslos. Trotz aller
Bemühungen erhalte er au sei
ne zahllosen Bewerbungen nur
Absagen,mitdemHinweis, dass
andere Kandidaten besser pas
senwürden.

So habe er erkannt, dass er
sein Prol verbessern müsse,
und zu diesem Zweck sei das
SIM-Programm die strategisch
beste Option. Denn dieses Pro
grammseiweltweit audemers
ten Platz und biete beste Net
workingMöglichkeiten mit an
gesehenen Proessoren und

erolgreichen Alumni, was wie
derum ür die Arbeitsndung
örderlich seinwerde.

Allerdings: Das Amt ür
Wirtschat und Arbeit (AWA)
desKantons Solothurn zerzaus
te diese Pläne und lehnte das
Kursgesuch im vergangenen
Juni als«nicht angemessen»ab.
Erolglos blieb auch die an
schliessende Einsprache gegen

diesen Entscheid beim AWA,
worau John postwendend Be
schwerdebeimSolothurnerVer
sicherungsgericht ührte.

Er habe als Arbeitssuchen
der«dasRecht, die notwendige
Unterstützungzuerhalten», um
eine geeignete Stelle zu nden.
Letztlich seien die Kosten von
21’450Franken imVergleich zu
jenen einer langristigen oder

dauernden Arbeitslosigkeit
nicht hoch, untermauerte John
seine Beschwerde.

Nicht Sache der
Versicherung
Doch auch das Versicherungs
gericht, mit der Gerichtspräsi
dentin als Einzelrichterin, wies
jüngst JohnsBeschwerdeab.Die
Arbeitslosenversicherung habe
dieEingliederungvonPersonen
zu ördern, die ausGründendes
Arbeitsmarktes erschwert zu
vermitteln sind, heisst es im
Urteil: «Eine bloss theoretisch
möglicheVerbesserungderVer
mittlungsähigkeit genügt
nicht.» Konkret seien «die
Grundausbildungunddie allge
meine Förderung der berufi
chenWeiterbildungnicht Sache
derArbeitslosenversicherung».

Erst recht gehe die Ausbil
dungsdauerdesSIM-Masterstu
diums von drei bis vier Semes
tern «deutlich über die praxis
gemäss geltende Obergrenze
von einem Jahr hinaus». Für

Johns ambitiöse Karrierepläne,
«die ohnehin mit zahlreichen
Unwägbarkeiten behatet sind,
hat die Arbeitslosenversiche
rung jedoch nicht auzukom
men», steht imUrteil weiter.

«Der Beschwerdeührer hat
AnspruchauUnterstützungbei
der Suche nach einer angemes
senen und zumutbaren Arbeit,
nichtaberaudiebestmöglichen
Vorkehrungen.» Die Vorausset
zungen, den SIM-Kurs zu bewil
ligen, seien nicht erüllt, «da es
an der arbeitsmarktlichen Indi
kation und der Verhältnismäs
sigkeit ehlt». Ohnehin sei John
bisher bei der Jobsucheweniger
eine unzureichende berufiche
Qualikation imWeggestanden,
sondern eher die persönlichen
Umständewie die Staatenlosig
keit, der Flüchtlingsstatus und
mangelndeDeutschkenntnisse.

Gut vorstellbar, dass der
selbstbewusste John dies alles
ganzanders sieht unddasUrteil
mit einer Beschwerde ans Bun
desgericht weiterzieht.

Die Regierung krebst zurück
Nach hetiger Kritik werden die Schwerpunktächer an den beidenKantonsschulen nur geringügig eingeschränkt.

Raphael Karpf

Eswar ein Entscheid, der ziem
lich hetige Reaktionen ausge
löst hatte. Schülerschat, Lehre
rinnen und Lehrer und sogar
Politikerinnen der Bildungs
kommission übten deutliche
Kritik, nannten die Maturare
ormeineversteckte Sparübung
und einen Bildungsabbau.

Es war Kritik mit Wirkung.
DerRegierungsrathatdieseWo
che seinen Entscheid, das
Schwerpunktächerangebot an
denKantis SolothurnundOlten
relativ stark einzuschränken,
augehobenundeinenKompro
miss verabschiedet.

Eine schweizweite Reform
als Anstoss
Worumgeht es?Heute können
Kantischülerinnen und schü
ler aus insgesamt zehn Schwer
punktächern eines auswählen.
Die Palette ist relativ breit, sie
reicht von naturwissenschat
lichen über sprachliche bis
hin zu künstlerischen Fächern.
Im gewählten Schwerpunkt
ach haben die Jugendlichen
mehr Lektionen, sie erhalten
einen vertieten Einblick in die
Materie.

Im Rahmen der Maturare
orm, die derzeit schweizweit
inGange ist, sollte die Auswahl
reduziert werden. Au sechs
Schwerpunktächer in Olten
und sieben in Solothurn, so hat
te es der Regierungsrat ent
schieden. Das Ziel: «bedars
orientierte und tragähige»
Schwerpunktächer. Ausge
deutscht: Es sollen nur noch
Schwerpunktächer angeboten
werden, ür die sich genügend
Schülerinnen und Schüler ent
scheiden und die sich dadurch
nanzieren lassen.Dennmehr,
daür kleinere Klassen an
zubieten, ist natürlich teurer

als weniger, daür grössere
Klassen.

Regierung spricht von
«Innovationsdruck»
Der Kanton betonte: Die Aus
wahlwerde insgesamtnicht ein
geschränkt,wennOltenundSo
lothurnunterschiedlicheFächer
anbieten. Wer sich ür ein
Schwerpunktach interessiert,
das an seiner Schule nicht ange
boten wird, könne einach die
Schule wechseln. Ob jemand
aus demBucheggberg denWeg
nach Olten oder jemand aus
dem Niederamt den Weg nach
Solothurndeswegenau sich ge
nommen hätte, bleibt natürlich
oen. So weit kommt es nun
aber nicht. Der Regierungsrat

krebst vonseinemEntscheidzu
rück.Neusollen inSolothurnwie
auch Olten jeweils neun identi
sche Schwerpunktächer ange
botenwerden.Eineswenigerals
heute, aber mehr als ursprüng
lich beschlossen.

Dieursprünglichvorgesehe
ne Beschränkung habe zu ei
nem Innovationsdruck geührt,
schreibtderKanton ineinerMit
teilung. Auch habe sich heraus
kristallisiert, dass eineausgewo
gene Vertretung der Fachberei
che Wirtschat/Gesellschat,
Naturwissenschaten, Sprachen
sowie Kunst/Kultur wichtig sei.
Welche konkreten Schwer
punktächerneuangebotenwer
den, wird die Regierung im
Frühling entscheiden.

«Immerhin», kommentiert
ein Lehrer
UndtrotzderAuweichung:Eine
Aufage bleibt. Die neuen
Schwerpunktächer müssen die
Kriterien«bedarsorientiertund
tragähig» erüllen. Konkret
heisst das: Der Kanton schreibt
Mindestklassengrössen von 15
respektive 16 (je nach Stue)
Schülerinnen und Schülern vor.
«Immerhin», kommentiert An
dreas Ru den Entscheid. Er
unterrichtet Mathematik in Ol
tenundhatte inderLehrerschat
140Unterschritengegendieur
sprünglichbeschlosseneReduk
tiongesammelt.«Zumindesthat
dieRegierung ihrenunsäglichen
ersten Beschluss korrigiert. Die
neueLösung önet denFächer
katalog zumindest etwas.»

Wie sich die Bildungskom
mission zumEntscheid äussert,
war amDonnerstag nicht in Er
ahrung zu bringen. Die Kom
mission wurde zwar am Mitt
wochüber denEntscheid inor
miert, äusserte sich in einer
Mitteilung aber inhaltlich nicht
dazu.

An der Kanti Solothurn werden künftig nicht sieben, sondern neun Schwerpunktfächer geführt. Bild: Bruno Kissling

DerMann strebte den «Master in Strategy and InternationalManage-
ment» an der Uni St.Gallen an. Bild: Michel Canonica

Latein und Griechisch verschwinden defnitiv
MitdenbeschlossenenMindest
klassengrössen ür die neuen
Schwerpunktächer ist klar: La
tein und Griechisch werden als
Schwerpunktächer verschwin
den.BeideFächer erreichen sol
che Schülerzahlen schon lange
nichtmehr.

DanachhattesichKantonsrat
Daniel Urech (Grüne, Dornach)
ineinemVorstosserkundigt.Wa
rum die Fächer verschwinden,
wollte er wissen, und ob der Re
gierungsratnichtdieHaltungtei
le, dass Latein am Gymnasium
sehrvieleAspekte insichvereine,

vonSprachunterrichtundKultur
geschichteüberMythologie und
Philosophie, bis hin zu Literatur
und Archäologie – und darum
durchaus bedeutsamsei.

DieFragenachdemWarum,
dieUrechauLateinisch (Quid?)
ormuliert hatte, beantwortete
der Regierungsrat nicht. «Der
Regierungsrat verzichtet audie
Beantwortung dieser nicht in
derAmtssprachegestelltenFra
ge», heisst es wörtlich.

Weiter wird dann aber est
gehalten:Nicht dieHaltungdes
Regierungsrats sei entschei

dend, obeinFachweitergeührt
wird oder nicht, sondern das
Wahlverhalten der Schülerin
nen und Schüler. Weder Latein
nochGriechischkonnten inden
vergangenen Jahrenals Schwer
punktach geührt werden (we
der in Solothurnnoch inOlten),
dieNachragewar zu gering. Es
sei darumnötig, neue, innovati
ve Schwerpunktächer zu er
arbeiten. «Latein erweist sich,
wie bereits erwähnt, mangels
Interesse der Schülerinnen und
Schüler als nicht mehr bedars
gerecht.» (rka)


